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(Schluß)*

Wenn wir untersuchen, was neben der völkerrechtli­
chen Normierung als typisch für den internationalen 
Charakter der Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen 
angesehen wird, so finedn wir immer wieder be­
stimmte Elemente, die allgemein hervorgehoben wer­
den:
— daß sich diese Verbrechen gegen den Frieden und 

die Sicherheit der Völker richten und ursächlich 
mit der Aggression des deutschen Faschismus Zu­
sammenhängen,

— daß es nicht Einzelverbrechen, sondern Massenver­
brechen sind,

— daß sie sich nicht gegen eine nationale Ordnung, 
sondern gegen die Menschheit richten,

— daß sie staatlich gelenkt oder organisiert sind und 
ein ganzes System von Verbrechen darstellen,

— daß sie der Durchsetzung einer menschheitsfeindli­
chen Politik dienen, die Ermordung ganzer Völker 
oder ihre Ausrottung, Ausplünderung und Verskla­
vung zum Ziel haben und erst auf der Grundlage 
eines bestimmten Staatsmechanismus möglich sind55.

Alle diese Darstellungen versuchen, den internationa­
len Charakter des Kriegs- und Menschlichkeitsverbre­
chens auf zweierlei Weise zu erfassen: einmal durch 
die Bestimmung des Objekts, gegen das sich das Ver­
brechen richtet, und zum zweiten durch die Hervorhe­
bung spezifischer Begehungsformen. Als Objekt er­
scheinen der Frieden, die Existenz und das Selbstbe­
stimmungsrecht der Völker, bestimmte grundlegende 
Menschenrechte. Für die Begehungsform wird die staat­
liche Aktion, zumindest die Lenkung und Förderung 
durch den Staat, das Zusammenwirken mit dem Staats­
mechanismus als typisch bezeichnet.

Zur Begehungsform von Kriegs- und Mensehlichkeits- 
vcrbrechen
Sowohl die Prozesse in Nürnberg und Tokio als auch 
spätere Verfahren gegen Kriegs- und Menschlichkeits­
verbrecher des zweiten Weltkrieges (z. B. gegen Eich­
mann und gegen Globke) haben eindeutig bewiesen, daß 
die Angeklagten diese Verbrechen nur und erst da­
durch begehen konnten, daß sie zum Bestandteil eines 
verbrecherischen Systems wurden. Erst dadurch erlang­
ten sie die Mittel und Möglichkeiten zur Durchführung 
der Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen, derent­
wegen sie verurteilt wurden. Erst die staatliche Funk­
tion gab ihnen die Möglichkeit, ihre Verbrechen zu 
begehen und in die Form staatlicher Hoheitsakte zu 
kleiden. Das ist insbesondere auch im Nürnberger Ju­
ristenprozeß überzeugend herausgearbeitet worden5'1. 
Diese Spezifik der Begehungsform des Menschlichkeits­
verbrechens ist bei den Beratungen der Menschen­
rechtskommission der UN im Jahre 1957 schärfer als 
in der Genocidkonvention von 1948 oder in den Ent­
würfen der Völkerrechtskommission von 1954 heraus-
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gearbeitet worden. Bei dem Versuch, das Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit zu definieren, wurde aus­
drücklich hervorgehoben, daß diese verbrecherischen 
Handlungen begangen werden von „den Behörden eines 
Staates oder Privatpersonen, die auf Veranlassung oder 
mit Duldung solcher Behörden handeln“55. Diese For­
mulierung läßt deutlich erkennen, daß es das „private“ 
Menschlichkeitsverbrechen nicht gibt, sondern daß ge­
rade die „staatliche Beteiligung“ eine der wesentlichen 
Besonderheiten des Menschlichkeitsverbrechens dar­
stellt, es zu einem internationalen Verbrechen macht.
Bei der Durchsetzung des Aggressionsverbots und der 
Realisierung der Konsequenzen aus seiner Verletzung 
standen die Staaten der Anti-Hitler-Koalition vor der 
Frage, wie sie sich verbrecherischen Hoheitsakten des 
faschistischen Staates gegenüber verhalten sollten. 
Sie haben sie eindeutig und ein für allemal entschie­
den: Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen sind keine 
staatlichen Hoheitsakte, die auf Grund des Prinzips 
der souveränen Gleichheit im Völkerrecht geschützt 
werden. Sie sind mehr als Mißbrauch der staatlichen 
Souveränität, als ein gewöhnliches völkerrechtliches 
Delikt; sie sind internationale Verbrechen. Nicht als 
rhetorische Floskel stellt das Nürnberger Urteil fest, 
daß „ein Angriffskrieg nicht nur rechtswidrig, sondern 
verbrecherisch ist“56. Die staatliche Funktion schützt in­
folgedessen solche Verbrecher nicht vor Strafe.
Eben deshalb lehnen Art. 7 des Nürnberger IMT-Statuts 
die Berufung auf staatliche Funktionen und Art. 8 die 
Berufung auf höheren Befehl als Schuldausschlie­
ßungsgründe ausdrücklich ab. Das gleiche Prinzip wird 
auch in der Genocidkonvention (Art. IV) realisiert:

„Personen, die Völkermord oder eine der sonstigen 
in Artikel III aufgeführten Handlungen begehen, 
sind zu bestrafen, gleichviel ob sie regierende Per­
sonen, öffentliche Beamte oder private Einzelperso­
nen sind.“57

Die Nichtanerkennung eines Kriegs- oder Menschlich­
keitsverbrechens als Hoheitsakt eines souveränen Staa­
tes findet sich auch in den von der Völkerrechtskom­
mission formulierten Grundsätzen. Sie ist der Grund 
dafür, daß die völkerrechtliche Verantwortlichkeit un­
abhängig davon eintritt, ob diese Handlungen nach dem 
Landesrecht des Angeklagten strafbar waren oder 
nicht. Darauf wird im Art. 6 Buchst, c des IMT-Statuts 
ausdrücklich hingewiesen. Dieser Grundsatz gilt natür­
lich ebenso für die in Art. 6 Buchst, a und b formulier­
ten Tatbestände. Deshalb hatte ihn die Völkerrechtskom­
mission seinerzeit allgemein als II. Prinzip formuliert58.
Die Begründung der völkerrechtlichen Verantwortlich­
keit unabhängig vom Landesrecht ist gerade deshalb 
von so großer Bedeutung, weil — wie es das Beispiel 
des faschistischen Deutschlands und neuerdings auch 
Südafrikas beweist — die Gesetzgebung eines solchen 
Aggressorstaates selbst Verbrechen gebietet und zum 
Verbrechen wird, nicht mehr als eine „gefährliche 
Rechtskulisse“ schafft59. Dieses „Rechtssystem“ selbst
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